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Meine Kolleg*innen und ich haben mit Ihnen Telefonate über insgesamt mindestens fünf 
Stunden geführt, um Kritik aufzunehmen und Fragen zu beantworten. Bereits am 3.4.20 
wurden Ihnen die zentralen Dokumente zum Bebauungsplan 54, 2. Änderung digital zuge-
sandt, weitere zum Bebauungsplan 54, inklusive 1. Änderung und gescannte Unterlagen 
wurden am 15.05.20 ergänzt. Da Sie die Pläne auch in ausgedruckter Form anforderten, 
wurde diesem Anliegen ebenfalls nachgegangen und am 03.06.20 verschickt. Neben den 
Gesprächszeiten haben mindestens zwei Personen weitere fünf Stunden verbracht, Ihre 
Anfragen zu beantworten, Akteneinsicht vorzubereiten und durchzuführen.   
 
Ihrem Recht auf Akteneinsichtnahme sind wir auch in der Krisenzeit nachgekommen. Ihr 
Antrag vom 05.05.2020 konnte mit dem Termin am 15.05.2020 trotz Coronaeinschränkun-
gen durchgeführt werden. Zu diesem Termin wurde Ihnen frühzeitig bekanntgegeben, 
dass ich als zuständiger Sachbearbeiter für eine Woche im Urlaub sein werde. In dieser 
Woche war ein Kollege für Sie erreichbar und zur Auskunft bereit. Jedoch hatte dieser in 
der Vertretungszeit auch anderweitige Aufgaben zu erledigen und Termine wahrzuneh-
men. 
 
Bei Betrachtung des getätigten Aufwands bitte ich Sie zu hinterfragen, inwiefern die von 
Ihnen geforderte Gleichbehandlung gewährleistet werden soll, wenn diese Dienstleistung 
von einer Vielzahl von betroffenen Bürger*innen und Bauherren eingefordert wird. 
 
Inhaltlich ist hinzuzufügen, dass die Flurstücke 58 und 59 bereits im Grundbesitz der Stadt 
Ahrensburg sind und nicht erst angekauft werden müssen. Des Weiteren befindet sich die 
Aufstellung des Bebauungsplans noch in einer sehr frühen Phase, sodass die Planungen 
nicht fortgeschritten sind und erst in der Zukunft forciert werden. 
 
Zu 4) 
Ein Bebauungsplan der Innenentwicklung kann nach § 13a BauGB im beschleunigten Ver-
fahren aufgestellt werden, wenn es sich um eine Nachverdichtung handelt und die Größe 
der Grundfläche weniger als 20.000 m² beträgt. Beide Voraussetzungen sind in diesem 
Fall erfüllt. Auch in diesem Verfahren wird eine Offenlage durchgeführt, bei der der Öffent-
lichkeit die Möglichkeit gegeben wird sich über die Planungen zu informieren und zu den 
Planungen Stellung zu beziehen.  
 
Zum Memorandum 
Losgelöst vom Verfahren muss in der verbindlichen Bauleitplanung sichergestellt werden, 
dass städtebauliche Problemlagen thematisiert und beseitigt werden. Ein maßgebliches 
Thema wird im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplans auch die Bereitstellung von 
ausreichend Parkraum sein. Auch dieser Inhalt wird nach einem Aufstellungsbeschluss 
konkretisiert werden. 
 
Ihre aufgeführten Argumente werden zur Kenntnis genommen und im weiteren Verfahren 
behandelt. 
  
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
im Auftrag 
 
 
Konstantin Niewelt 
 




